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B e s c h l u ß

In Sachen

der Gastwirtschaftspachterin Marie
M straße

in

Beklagten, Berufungsklägerin 
und Revisionsklägerin,

- Prozeßbevollmächtigters Rechtsanwalt Br.
gegen

die Eheleute Josef und Frida
traße

in

Kläger, Berufungsbeklagte 
und Revisionsbeklagte,

- Prozeßbevollmächtigters Rechtsanwalt Dr»

hat der VIII, Zivilsenat des Bundesgerichtshofs in sei­
ner Sitzung vom 19» Dezember 1956 unter Mitwirkung des 
Senatspräsidenten Dr. Großmann und der Bundesrichter 
Dr.. Gelhaar, Artl, Liesecke und Dr. Mezger
beschlossen?

Die Revision gegen das Urteil des 2< Zivil­
senats des Oberlandesgerichts in Nürnberg vom 
4. August 1955 wird als unzulässig verworfen.

Die Kosten der Revision fallen der Beklagten 
zur Last.
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G r ü n d e :

Durch das von der Beklagten mit der Revision ange- 
fochtene Urteil ist ihre Berufung gegen das sie zur 
Räumung und Herausgabe von Räumen an die Kläger ver­
urteilende Erkenntnis des Landgerichts mit der Maßga­
be zurückgewiesen worden, daß die Herausgabe der Räu­
me an die jetzige Eigentümerin des Grundstücks zu er­
folgen hat.

Die Beklagte ist nach Einlegung der Revision aus 
dem Grundstück ausgezogen und hat später die Räume 
nebst den dazu gehörigen Schlüsseln an die Grundstücks­
eigentümerin herausgegeben.

Sie hat sodann den Rechtsstreit für in der Haupt­
sache erledigt erklärt und angegeben, sie habe die 
Räume nur deshalb herausgegeben, weil ihr Ehemann in 
der Zwischenzeit ein eigenes Haus erbaut habe, das nun­
mehr bezugsfertig geworden sei.

Entgegen der Auffassung der Beklagten ist die 
Revision unzulässig.

Ihr ist zwar darin zu folgen, daß die Beklagte 
bei Revisionseinlegung beschwert war und damals der 
Wert des Beschwerdegegenstandes die Revisionssumme 
überstieg.

Indes ist eine Beschwer in der Hauptsache später 
weggefallen, denn die Beklagte hat die Räume, um deren 
Besitz der Rechtsstreit geführt wurde,.inzwischen un­
ter Aushändigung der Schlüssel an die Grundstückseigen­
tümerin freiwillig herausgegeben. Sie ist also durch
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die Verurteilung zur Herausgabe und Räumung nicht mehr 
beschwert, und sie hat dieser geänderten Sachlage auch 
dadurch Rechnung getragen, daß sie nicht mehr den An­
trag auf Abweisung des RäumungsVerlangens weiter ver­
folgt, sondern den Rechtsstreit als in der Hauptsache 
erledigt erklärt hat. Ein Wegfall der Beschwer nach Re­
visionseinlegung macht das Rechtsmittel im allgemeinen 
allerdings nicht unzulässig. Eine Ausnahme von dieser 
Regel hat jedoch bereits das Reichsgericht für den Pall 
anerkannt, daß der Rechtsinittelkläger, ohne durch eine 
Veränderung im Beschwerdegegenstande dazu veranlaßt zu 
sein, aus freien Stücken seine Anträge unter die Rechts­
mittelgrenze ermäßigt (RGZ 168, 355 /360/). Dieser 
Rechtsprechung ist der Bundesgerichtshof gefolgt (BGHZ 1, 
29 - NJW 1951, 195). Er hat sie sogar noch dahin erwei­
tert, daß das Rechtsmittel auch dann unzulässig wird, 
wenn der Rechtsmittelkläger seine zunächst vorhandene 
Beschwer durch eine aus freien Stücken erfolgte Befrie­
digung des Gegners beseitigt und damit die Verminderung 
des Beschwerdegegenstandes herbeiführt (NJW 1951, 274)>
An diesem Grundsatz ist in einer späteren Entscheidung 
ausdrücklich festgehalten worden (IM § 546 ZPO Nr 8).Der 
beschließende Senat trägt keine Bedenken, sich diesen 
überzeugend begründeten Entscheidungen anzuschließen und 
deshalb auch in dem hier zu entscheidenden Palle die 
Zulässigkeit der Revision zu verneinen.

Die Beklagte ist nicht etwa im Wege der Zwangsvoll­
streckung aus dem- Grundstück hinausgesetzt worden, son­
dern sie hat die Räume freiwillig herausgegeben, weil 
ihr inzwischen das von ihrem Ehemann erbaute Haus zur 
Verfügung r <;and. Durch die Herausgabe sind die Kläger 
befriedigt worden, und. der Rechtsstreit hat sich damit, 
wie die Beklagte selbst anerkennt, in der Hauptsache er-

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


- 4 -

ledigt. Durch die Erledigung der Hauptsache infolge der 
aus freien Stücken vorgenommenen Räumung ist auch die 
Beschwer der Beklagten, soweit sie durch die Verurtei­
lung zur Herausgabe der Räume eingetreten war, weggefal­
len. Es fehlt daher nunmehr an einer Beschwerdesumme, 
von deren Vorhandensein die Zulässigkeit der Revision 
abhängt (§ 546 ZPO).

Mithin ist die Revision nicht statthaft. Sie muß 
.vielmehr als unzulässig verworfen werden (§ 554 a Abs 1 
ZPO).

Der Senat hat. in Anwendung der Bestimmung des 
§ 554 a Abs 2 ZPO von einer mündlichen Verhandlung abge­
sehen, da diese beiUder gegebenen Sachlage entbehrlich 
erscheint, und die Entscheidung durch Beschluß getrof­
fen.

Die Entscheidung über die Kosten der Revision be­
ruht auf § 97 ZPO.
Dr.Großmann Dr. Gelhaar Artl

Bundesrichter liesecke ist be­
urlaubt und ortsabwesend, daher 
verhindert, zu unterschreiben

Dr. Großmann Dr. Mezger
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